
                                               

BAG-Geschäftsstelle/ Verein zur Förderung der Frauenpolitik in Deutschland e.V., Brunnenstraße 128, 13355 Berlin 
Ansprechpartnerin: Ramona Ebert 0 30 – 41 71 54 06, Fax 0 30 – 41 71 54 07 

bag@frauenbeauftragte.de  www.frauenbeauftragte.de 
Bankverbindung des Vereins: Berliner Sparkasse, IBAN DE97 1005 0000 0073 7277 17 BIC BELADEBEXXX 

Sprecherinnengremium 
 
 

 Petra Borrmann 

 Stadt Delmenhorst 
 Gleichstellungsbeauftragte 
 Tel 0 42 21 - 99 11 87 
 petra.borrmann@delmenhorst.de 
  
 

x Beate Ebeling 

 Stadt Wolfsburg 
 Gleichstellungsbeauftragte 
 Tel 0 53 61 - 28 27 62 
 beate.ebeling@stadt.wolfsburg.de 
  
  

 Heike Gerstenberger 

 Bezirksamt Pankow von Berlin 
 Gleichstellungsbeauftragte 
 Tel 0 30 - 9 02 95 23 05 
 heike.gerstenberger@ba-pankow. 

berlin.de 
  

  

 Brigitte Kowas 

 Bezirksamt Reinickendorf von Berlin 
 Frauenbeauftragte 
 Tel 0 30 - 9 02 94 23 09 
 brigitte.kowas@ 

reinickendorf.berlin.de 
  
  

 Susanne Löb 

 Landkreis Wolfenbüttel 
 Gleichstellungsbeauftragte 
 Tel 0 53 31 – 8 42 53 
 s.loeb@lk-wf.de 
  
  

x Katrin Morof 

 Landkreis Helmstedt 
 Gleichstellungsbeauftragte 
 Tel 0 53 51 - 1 21 12 12 
 gleichstellungsbeauftragte@ 

landkreis-helmstedt.de 
  
  

 Carmen Muñoz-Berz 

 Stadt Waldbröl 
 Gleichstellungsbeauftragte 
 Tel 0 22 91 – 90 81 15 
 carmen.munoz-berz@waldbroel.de 
  
  

 Inge Trame 

 Stadt Gütersloh 
 Gleichstellungsbeauftragte 
 Tel 0 52 41- 82 20 80 
 inge.trame@gt-net.de 
  
  
 Saskia Veit-Prang 

 Landeshauptstadt Wiesbaden 
 Frauenbeauftragte 
 Tel 06 11 - 31 24 49 
 saskia.veit-prang@wiesbaden.de 
  
  

 Gabriele Wenner 
 Stadt Frankfurt am Main 
 Leiterin des Frauenreferates 
 Tel 0 69  – 21 23 63 62 
 gabriele.wenner@stadt-frankfurt.de 
  

 
 
 
 
Verein zur Förderung der Frauenpolitik in Deutschland e.V. 
Geschäftsstelle der BAG   Brunnenstraße 128   13355 Berlin 

 

 
 

 

 
     

 Berlin, den 23. Juli 2015 

 
Die BAG kommunaler Frauenbüros begrüßt BVG-Urteil zum Be-

treuungsgeld 

 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der kommunalen Frauenbüros und 

Gleichstellungsstellen (BAG) begrüßt die Entscheidung des Bundesver-

fassungsgerichts das Betreuungsgeld für verfassungswidrig zu erklä-

ren.  

 

„Für uns war die Einführung der  sog. „Herdprämie“ vom ersten Tag an 

ein Schritt in die falsche Richtung“, so die Bundessprecherinnen der 

BAG Katrin Morof und Beate Ebeling. „Damit wurde die traditionelle 

Rolle von Frauen als Hausfrau und Mutter weiter verfestigt und eine 

wirkliche Gleichberechtigung zwischen den Geschlechtern sowie eine 

partnerschaftliche Verteilung der Familienaufgaben verhindert.“ 

 

Die BAG erwartet, dass die nun frei werdenden Mittel zügig in den wei-

teren Ausbau von Kinderbetreuungseinrichtungen fließen und damit die 

Zukunftsfähigkeit unserer Gesellschaft verbessern.  

 

Studien belegen es: Die große Mehrheit der Frauen und Männer wollen 

ihre Ausbildung oder ihr Studium auch in einem erfüllenden und gut 

bezahlten Job umsetzen. Und das ist oft schwer genug – auch ohne 

lückenhaften Lebenslauf. Wir wissen aber auch: Längere Ausstiegszei-

ten aus dem Beruf erschweren den Wiedereinstieg, das berufliche Fort-

kommen und verringern die Karrierechancen der meist weiblichen Nut-

zer. Nur eine eigene Erwerbstätigkeit schützt Frauen vor finanziellen 

Notlagen bei Trennungen und vor Altersarmut und ihre Kinder vor Kin-

derarmut. 

 

Dieses Urteil gibt nun die Chance, dass Grundgesetz umzusetzen und 

über eine Verstärkung einer qualitativ hochwertigen und flexibleren 

Kinderbetreuung mehr Frauen den Zugang zu existenzsichernden Ar-

beitsverhältnissen zu ermöglichen.  
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